
erfolgt. Das Kreisgericht habe daher den Streitfall 
insoweit an die zuständige Verwaltung der Sozial­
versicherung zu verweisen.
Nach dem erneuten Verfahren vor dem Kreisgericht 
hat dieses mit seinem Urteil vom 24. September 1968 
die Klage (Einspruch) als unbegründet zurückgewie­
sen und zur Begründung der Entscheidung im wesent­
lichen ausgeführt: Pflichtverletzungen des Verklagten 
im Gesundheits- und Arbeitsschutz seien nicht ur­
sächlich für die Erkrankung des Klägers an Silikose. 
Hiergegen hat der Kläger erneut Einspruch (Beru­
fung) beim Bezirksgericht eingelegt.
Mit seinem durch Zustellung am 24. Januar 1969 ver­
kündeten Urteil hat das Bezirksgericht den Einspruch 
(Berufung) des Klägers als unbegründet zurückgewie­
sen.
Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassations­
antrag des Generalstaatsanwalts der DDR. Der Antrag 
hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Der Kläger hat mit seinem Antrag vor der Konflikt­
kommission von dem Verklagten als Schadenersatz 
gemäß § 98 Abs. 1 GBA den Ersatz des ihm infolge 
seiner Silikoseerkrankung in der Zeit vom 1. Januar 
1965 bis einschließlich Mai 1968 entgangenen Ver­
dienstes gefordert. Gemäß § 98 Abs. 1 GBA hat ein 
Werktätiger gegen den Betrieb Anspruch auf Ersatz 
des ihm durch die Beeinträchtigung seiner Gesundheit 
und Arbeitsfähigkeit entstandenen Schadens, der dar­
auf zurückzuführen ist, daß er eine Berufskrankheit 
erlitten hat, weil der Betrieb ihm im Gesundheits­
und Arbeitsschutz obliegende Pflichten nicht erfüllt 
hat. Der Rechtsstreit hierüber gehört zu den Streit­
fällen zwischen einem Werktätigen und dem Betrieb 
über das Bestehen und die Verwirklichung von Rech­
ten und Pflichten aus dem Arbeitsrechtsverhältnis, 
über die gemäß den Regelungen in §§ 24 Abs. 1 und 2, 
58 Abs. 1 KKO und §§ 146, 148 Abs. 1 GBA die Kon­
fliktkommissionen und Gerichte im arbeitsrechtlichen 
Verfahren zu entscheiden haben. Ausgehend von dem 
jeweils im arbeitsrechtlichen Verfahren geltend ge­
machten Anspruch haben die Konfliktkommissionen 
und Gerichte zu prüfen, ob die in der sachlich an­
zuwendenden rechtlichen Bestimmung in allge­
meiner Form bezeichneten Voraussetzungen für die 
Entstehung des Anspruchs vorliegen, und je nach dem 
Ergebnis ihrer Feststellungen mit der Entscheidung 
die zutreffende Rechtsfolge auszusprechen.
Zu den in § 98 Abs. 1 GBA in allgemeiner Form be­
zeichneten Voraussetzungen für die Entstehung eines 
Schadenersatzanspruchs gehört im Falle des Klägers 
das Bestehen einer Berufskrankheit. Demgemäß hat­
ten sich die Feststellungen als Grundlage und die 
rechtliche Würdigung als Teil der Entscheidung der 
Konfliktkommission bzw. der Gerichte über den 
Schadenersatzanspruch des Klägers auch hierauf zu 
erstrecken.
Die vom Bezirksgericht in seinem durch Zustellung 
am 29. Februar 1968 verkündeten Urteil vertretene 
Rechtsauffassung, wonach über die Anerkennung einer 
Berufskrankheit nicht die Gerichte, sondern die zu­
ständigen Organe der Sozialversicherung zu entschei­
den haben, geht daher fehl. Das Bezirksgericht hat 
verkannt» daß in keiner arbeite- oder sozialversiche­
rungsrechtlichen Bestimmung die Anerkennung einer 
Krankheit als Berufskrankheit geregelt oder gefor­
dert wird. Der Verweisung des Streitfalles an das zu­
ständige Organ der Sozialversicherung zur Entschei­
dung über die Anerkennung der beim Kläger fest­
gestellten Silikose als Berufskrankheit durch das 
Kreisgericht auf Weisung des Bezirksgerichts fehlt 
daher die rechtliche Grundlage.

Auch die Darlegung in der Schrift „Sozialversicherung 
der Arbeiter und Angestellten“, Staatsverlag der DDR, 
Berlin 1966, S. 168, wonach über die Anerkennung 
einer Berufskrankheit die Betriebsgewerkschafts­
leitung in Verbindung mit dem Rat für Sozialversiche­
rung auf der Grundlage einer Stellungnahme der 
Arbeitssanitätsinspektion zu entscheiden habe, ent­
spricht nicht dem geltenden Recht. Eine Anerkennung 
durch die Betriebsgewerkschaftsleitung als Organ der 
Sozialversicherung und ein besonderes Verfahren für 
Streitigkeiten hierüber sind lediglich für den Arbeits­
unfall in § 7 Abs. 3 der VO über die Sozialversiche­
rung der Arbeiter und Angestellten — SVO — vom 
21. Dezember 1961 (GBl. II S. 533), §3 Abs. 1 Buchst, a 
und Abs. 2 der АО über die Anerkennung von Ar­
beitsunfällen vom 27. Juli 1969 (GBl. II S. 430) und in 
den Bestimmungen der 2. VO über die Beschwerde­
kommissionen für Sozialversicherung des Freien Deut­
schen Gewerkschaftsbundes vom 4. Juni 1969 (GBl. II 
S. 329) vorgesehen. Dabei ist hier nicht zu erörtern, 
welche Bedeutung die Anerkennung bei der Entschei­
dung von Streitfällen über Schadenersatzansprüche 
von Werktätigen gegen den Betrieb aus § 98 Abs. 1 
GBA wegen eines Schadens durch die Beeinträchtigung 
ihrer Gesundheit und Arbeitsfähigkeit infolge eines 
Arbeitsunfalles hat.

Entsprechend den ihnen rechtlich zugewiesenen Auf­
gaben haben die Konfliktkommissionen und Gerichte 
gemäß § 98 Abs. 1 GBA über die Schadenersatzver­
pflichtung des Betriebes gegenüber einem Werktätigen 
wegen des ihm durch die Beeinträchtigung seiner Ge­
sundheit und Arbeitsfähigkeit infolge einer Berufs­
krankheit entstandenen Schadens und die zuständigen 
Organe der Sozialversicherung gemäß § 4 Abs. 2 der 
VO über Melde- und Entschädigungspflicht bei Berufs­
krankheiten vom 14. November 1957 (GBl. 1958 I S. 1) 
über die Entschädigungspflicht der Sozialversicherung 
gegenüber einem Werktätigen wegen einer Berufs­
krankheit zu entscheiden. Dabei haben die Konflikt­
kommissionen und Gerichte bzw. die zuständigen 
Organe der Sozialversicherung als eine der Vorausset­
zungen für die zu ihrem Aufgabengebiet gehörende 
Entscheidung selbständig und eigenverantwortlich fest­
zustellen, ob eine Berufskrankheit besteht. Eine über 
die Entscheidung im Rahmen des rechtlich bestimm­
ten Aufgabengebietes hinausgehende Wirkung hat 
diese Feststellung nicht. Entsprechend den in ständiger 
Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen sind die 
der Entscheidung eines zuständigen Organs der Sozial­
versicherung über das Bestehen einer Entschädigungs­
pflicht wegen Berufskrankheit zugrunde liegenden 
Unterlagen, wie Meldungen über den Verdacht einer 
Berufskrankheit, ärztliche Gutachten, Stellungnahmen 
der Arbeitssanitätsinspektion, als Beweismaterial in 
das arbeitsrechtliche Verfahren einzubeziehen, ggf. 
durch eigene Beweiserhebung zu ergänzen und zum 
Gegenstand der selbständigen Beweiswürdigung durch 
die Konfliktkommission bzw. das Gericht zu machen. 
Als Konsequenz seiner unzutreffenden Rechtsauffas­
sung hat das Bezirksgericht in seinem durch Zustel­
lung am 24. Januar 1969 verkündeten Urteil wie schon 
das Kreisgericht in seinem Urteil vom 24. September 
1968 fälschlich angenommen, bei dem Kläger bestehe 
eine Berufskrankheit, weil die bei ihm ärztlich fest­
gestellte Staublungenbildung im Anfangsstadium mit 
Schreiben der Verwaltung der Sozialversicherung beim 
FDGB-Kreisvorstand als Berufskrankheit anerkannt 
worden sei. Welche Bedeutung die sog. Anerkennung 
für den Bereich der Sozialversicherung hat, ist hier 
nicht zu erörtern. Für die Entscheidung über den 
Schadenersatzanspruch des Klägers gemäß § 98 Abs. 1 
GBA ist sie rechtlich ohne Bedeutung, da die Fest-
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